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Gymnasium Herderschule 
Beschluss zur Ausführungsart des Neubaus 
(konventionelle losweise Vergabe oder Generalübernehmermodell) 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am Status 

Bauausschuss 23.04.2019 öffentlich 

Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 24.04.2019 öffentlich 

Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen 14.05.2019 öffentlich 

Bauausschuss 20.08.2019 öffentlich 

Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 21.08.2019 öffentlich 

Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen 03.09.2019 öffentlich 

Bauausschuss 29.10.2019 öffentlich 

Bauausschuss 25.02.2020 öffentlich 

 

Auswirkungen: 
Finanzielle Auswirkungen: Stellenplanmäßige Auswirkungen: Klimaschutz 

 ja, siehe Begründung   ja, siehe Begründung  ja, siehe Begründung 
 nein       nein  nein 

 

Maßnahmen bezüglich Barrierefreiheit: 
 keine, da Barrierefreiheit von dieser Maßnahme nicht betroffen ist 

 ergriffene Maßnahmen siehe Vorlage und Beschlussfassung 

 

Beteiligung von Betroffenen: 
1. Schulkonferenz Herderschule 

2.   

 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Neubau für Schulverwaltung und LehrerInnenbereich („Turm“) wird in einem losweisen 
Vergabeverfahren realisiert. 
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Begründung: 
 
In seiner Sitzung am 20. August 2019 hatte der Bauausschuss beschlossen, den bei der Herder-
schule erforderlichen Ersatz für das abgängige Hauptgebäude als zweigeteilten Neubau sowohl 
am jetzigen Standort (für den Verwaltungstrakt und den LehrerInnenbereich) als auch im Bereich 
der jetzigen Pavillonklassen (für die Fachunterrichtsräume) zu realisieren. 
 
In der Bauausschusssitzung am 29. Oktober 2019 wurden für beide Teil-Baumaßnahmen Mög-
lichkeiten zur Ausführungsart und zur Art der Auftragsvergabe vorgestellt und diskutiert.  
Daraufhin wurde mehrheitlich folgender Beschluss getroffen:  
 
„Der Neubau des Fachunterrichtsgebäudes und der des Neubaus für Schulverwaltung und Leh-
rerInnenbereich werden in einem Generalübernehmermodell durchgeführt.“ 
 
Zur vorsorglichen Absicherung der Rechtmäßigkeit einer solchen Vergabeentscheidung auch für 
den Neubau des „Turms“ wurde ein Fachanwalt um eine vergaberechtliche Stellungnahme gebe-
ten. Damit wurde die in Baurechtsfragen erfahrene Anwaltskanzlei Brock, Müller, Ziegenbein 
(BMZ, Kiel) beauftragt. 
 
Deren Stellungnahme kommt im Resümee zu folgender Beurteilung: 
 
„Der gefasste Beschluss des Bauausschusses, das gesamte Bauvorhaben an einen General-
übernehmer übertragen zu wollen, ist vergaberechtlich unzulässig.“ 
 
Die hierzu ausführlich vorgebrachte Argumentation lässt sich wie folgt zusammenfassen: 
 
- Grundsätzlich sind Bauleistungen öffentlicher Auftraggeber gemäß § 97 Abs. 4 Satz 1 des 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen GWB und den daraus abgeleiteten Festle-
gungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen VOB „in der Menge aufgeteilt 
(Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben.“ Dieser Vergabe-
grundsatz bezweckt, dass auch mittelständische Unternehmen am Wettbewerb um Teilauf-
träge der gesamten Bauleistung teilnehmen können. Diese Auffassung wird durch die Recht-
sprechung gestützt. 
 

- Von diesem Grundsatz des GWB darf nur dann abgewichen werden, wenn besondere wirt-
schaftliche oder technische Gründe dies erfordern. Dabei sind die widerstreitenden Interes-
sen des Auftraggebers, die für eine Gesamtvergabe sprechen, mit den Interessen potentieller 
mittelständischer Auftragnehmer auf eine Teillosbildung gegeneinander abzuwägen. Im vor-
liegenden Fall liegt jedoch keine Ausnahme vor, die eine einheitliche Vergabe an nur einen 
Generalübernehmer rechtfertigen würde. 

 
- Aus den Umständen der Beschlussfassung vom 29.10.19 geht hervor, dass bei dieser insbe-

sondere wirtschaftliche Erwägungen im Vordergrund standen. So wurde es als vorteilhaft an-
gesehen, dass ein Generalübernehmer einen Pauschalpreis anbieten würde, aus dem heraus 
die Stadt eine gewisse Kostensicherheit erlangen würde. Dies ist jedoch kein Grund im Sinne 
der Gesetzgebung, um eine Gesamtvergabe rechtfertigen zu können. Der angenommene 
Vorteil einer Kostensicherheit durch Pauschalpreisvereinbarung wäre sonst auf jegliche 
Vergaben anzuwenden und würde regelmäßig Einzellosbieter benachteiligen. 

 
- Ohne Vorliegen einer vergleichenden Kostenschätzung ist anzunehmen, dass sich die Risi-

ken, die mit Abriss und Neubau des Hauptgebäudes im Kontext des erhalten bleibenden, üb-
rigen Gebäudebestands verbunden sind, im Falle der Übernahme durch einen Generalüber-
nehmer ebenfalls stark im Preis niederschlagen würden. Es ist daher nicht naheliegend, dass 
bei einer Gesamtvergabe beider Bauvorhaben an einen Generalübernehmer mit deutlich ge-
ringeren Kosten zu rechnen ist. 
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- Die mit dem Abriss und Neubau des jetzigen Hauptgebäudes verbundenen Risiken stehen 

noch nicht abschließend fest und sind wegen der problematischen baulichen Situation (direk-
te Anbindung an andere Gebäudeteile, notwendige Umlegung aller Hausanschlüsse sowie 
der zentralen Wärmeversorgung für die gesamte Schule) nur schwer zu erfassen. Dies er-
schwert die von der Rechtsprechung geforderte, ganz konkrete Kostengegenüberstellung als 
Begründung für eine ausnahmsweise Gesamtvergabe aus wirtschaftlichen Gründen. 

 
- Zumindest für die Gesamtvergabe beider Bauvorhaben liegen auch keine technisch erforder-

lichen Gründe für eine Gesamtvergabe vor. Aus der Niederschrift vom 29.10.19 ergibt sich, 
dass es als vorteilhaft angesehen wurde, dass die Baustelleneinrichtung bei Gesamtvergabe 
nur einmal zu erfolgen hätte und dass ansonsten Auftragnehmer an zwei verschiedenen 
Standorten in Konkurrenz zueinander agieren würden. Beides ist unzutreffend (beide Teil-
Baumaßnahmen sind nacheinander und an unterschiedlichen Standorten zu realisieren) und 
kann nicht als technische oder wirtschaftliche Begründung für eine Gesamtvergabe herange-
zogen werden. Beide Bauvorhaben erfordern vielmehr keine einheitliche Bauzeit und kein 
einheitliches Bausystem. 
 
Selbst wenn beide Bauvorhaben in modularer Bauweise errichtet werden sollten (was jedoch 
keine Bedingung wäre), so würde dies eine einheitliche Generalübernehmer-Beauftragung 
nicht rechtfertigen, da diese technisch nicht miteinander verschränkt sind. Vermeintliche 
Zweckmäßigkeits- und vermutete Wirtschaftlichkeitsgründe allein können keine Abweichung 
vom üblichen Verfahren einer losweisen Vergabe rechtfertigen. 

 
- Beide Bauvorhaben können als voneinander unabhängig betrachtet werden, so dass kein 

einheitliches Projekt vorliegt, das dieselben vergaberechtlichen Anforderungen erfüllen  
müsste. 
 

- Beim Neubau des Fachunterrichtsgebäudes dürften dagegen Gründe vorliegen, die es recht-
fertigen, eine Generalübernehmervergabe durchzuführen: Hier könnte die Abweichung vom 
üblichen Losverfahren aus technischen Gründen gerechtfertigt werden: der Neubau soll hier 
in einer Modulbauweise realisiert werden. Diese hätte den Vorteil einer verkürzten Rohbau-
phase, so dass von geringeren Störungen des Unterrichtsbetriebs in den unmittelbar benach-
barten Klassentrakt-Räumen auszugehen ist. Die gesamte Bauzeit „vor Ort“ und damit die 
Störung des Schulbetriebs durch den Neubau würde schneller und störungsärmer als bei ei-
ner konventionellen Bauweise ablaufen. Dieser Vorteil wäre hier als sehr hoch einzuschätzen. 
Die Interessen der Stadt Rendsburg an einer Gesamtvergabe überwiegen insoweit die Inte-
ressen potentieller kleinerer und/oder mittelständischer Auftragnehmer an einer Teillosbil-
dung. 

 
- Die hier angestrebte Modulbauweise erfordert aus technischen Gründen sehr stark die Ge-

samtvergabe an einen Generalübernehmer. Der Vorteil der modularen Bauweise durch eine 
einheitliche Planung und die im Werk vorgefertigten Bauteile wären bei einer Losaufteilung 
der Arbeiten unmöglich. 

 
- Der Neubau des Verwaltungs- und LehrerInnengebäudes am Standort des jetzigen Hauptge-

bäudes, bei dem planungs- und ausführungsseitig große Rücksicht auf den angrenzenden 
Gebäudebestand, die vorhandene und vermutlich zumindest teilweise wiederverwendbare 
Pfahlgründung und die technische Weiterversorgung des Schulkomplexes genommen wer-
den muss, spricht dagegen nicht für eine modulare Bauweise. Die für den Fachklassenbau 
angenommenen Vorteile können hier nicht geltend gemacht werden. 
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- Es ist daher nicht nur rechtlich, sondern auch aus baufachlicher Sicht geboten, die Bauvorha-

ben vergaberechtlich voneinander zu trennen.  
 
„Der Neubau des Fachklassengebäudes kann mit hinreichender Begründung abweichend 
vom Losverfahren als Gesamtvergabe ausgeschrieben werden. Der Abbruch und Neubau 
des Hauptgebäudes und der Abbruch der alten Pavillonklassen sind dagegen im Rahmen ei-
nes regulären Losverfahrens zu vergeben.“ (Zitat BMZ)  

 
 
Aus diesen Gründen ist eine entsprechende Korrektur des Beschlusses vom 29.10.2019 drin-
gend zu empfehlen. Damit würde zumindest in diesem Punkt das Risiko ausgeschlossen werden 
können, ggf. das Vergabeverfahren mit entsprechendem Zeitverlust wiederholen zu müssen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Pierre Gilgenast 
Bürgermeister 
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